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Stellungnahme zum  
kantonalen sonderpädagogischen Konzept 
 
Der Verein Schule&Elternhaus weist den Entwurf zum kantonalen sonderpädagogischen Kon-
zept zurück: 
 

• Das Konzept postuliert den Grundsatz einer Partnerschaft zwischen Eltern und Schule: 
In der konkreten Umsetzung, insbesondere in den Entscheidungsverfahren ist diese 
Partnerschaft nicht mehr berücksichtigt. 

• Das Konzept sieht einen Abbau im Bereich der Heilpädagogischen Früherziehung vor: 
Kinder, deren Entwicklung aufgrund eines schwierigen Familienumfeldes gefährdet ist, 
sollen nicht mehr Heilpädagogische Früherziehung erhalten.  

• Das Konzept zieht integrative Lösungen separativen vor: Eltern bemängeln personelle 
und zeitliche Ressourcen, damit integrative Massnahmen ab Regelschule gelingen kön-
nen 

• Das Konzept verpasst die Gelegenheit, in den beiden Sprachregionen des Kanton die 
gleichen Massnahmen anzubieten 
 

 
1. Partnerschaft zwischen Eltern und Schule 
 
Eine Partnerschaft zwischen Eltern und Schule ist für eine gute Entwicklung der Kinder un-
umgehbar. Dies ist umso mehr der Fall, wenn sich Kinder anders entwickeln und Schwierigkei-
ten im Lernen haben. Eltern möchten mitreden, wenn es um die schulische Situation ihrer Kin-
der geht und Entscheide in der schulischen Laufbahn mittragen. Das vorliegende Konzept be-
rücksichtigt diese Forderungen ungenügend.  
 
Entscheidungsverfahren im Vorschulbereich (S.22-24) 
Zwar wird eingangs im Text zum SAV erwähnt, “dass dieses die Teilnahme der Eltern und des 
Kindes oder Jugendlichen auf allen Stufen der Entscheidungsfindung gewährleistet (S. 22),  im 
mitgelieferten Schema kommen die Eltern aber nicht mehr vor. Der Entscheid wird allein dem 
SoA überlassen. Er wird den Eltern schriftlich mitgeteilt, was heisst, dass eine Konsultation der 
Eltern ausgeschlossen wird. 
 
Bereich obligatorische Schule (S. 24-28) 
Auch hier sind die Eltern nicht einbezogen, wenn es heisst, dass die Abklärungsstelle das Dos-
sier an das SoA zur Zusprechung der Massnahme übermittelt. Hier wird nicht festgehalten, wie 
die Eltern informiert und in die Entscheidung eingebunden werden.  
 
Sekundarstufe I: Orientierungsstufe (S. 17) 
Eltern haben beim Entscheid, ob ihr Kind einer Werkklasse zugewiesen wird, kein Mitsprache-
recht. Dieser Entscheid kommt dem Direktor zu. Dies ist für Schule&Elternhaus nicht annehm-
bar. 
 



 
Probeaufenthalt in einer spezialisierten Institution 
Auch hier wird die Kooperation mit den Eltern nicht umgesetzt. Schulinspektor resp. Sonder-
schulinspektor sollen die Befugnis haben, diesen einschneidenden Entscheid zu treffen. Es wird 
nicht erwähnt, wie die Eltern in den Entscheid eingebunden sind. 
 
 
2. Heilpädagogische Früherziehung 
 
Eltern sind vom Angebot der Heilpädagogischen Früherziehung überzeugt. Sie schätzen die 
aufsuchende Arbeit von kompetenten Heilpädagoginnen. Dieses Angebot soll erhalten bleiben. 
 
 
Definition unannehmbar 
Die Definition der Heilpädagogischen Früherziehung (S.10) entspricht nicht der vereinheitlichten 
Terminologie (vom 25. Oktober 2007), zu welcher sich die Konkordatskantone (darunter der 
Kanton Freiburg) in der Interkantonalen Vereinbarung über die Zusammenarbeit im Bereich der 
Sonderpädagogik verpflichten. Hingegen beinhaltet die gewählte Definition den Grundsatz, wo-
nach sich “die Heilpädagogische Früherziehung an Kinder mit einer Behinderung richtet oder bei 
denen aufgrund ihrer beeinträchtigten Entwicklung die Wahrscheinlichkeit gross ist, dass die 
Ziele des Lehrplans nicht erreicht werden…. Ihr Ziel ist, die allgemeine Entwicklung des Kindes 
zu stimulieren und es auf die Schule vorzubereiten”. Diese Definition erinnert an die alte IV-
Formulierung (IVV Art. 10 bis zu dessen Aufhebung: “Die Versicherung übernimmt die Kosten für die 
Durchführung von Massnahmen pädagogisch-therapeutischer Art, die im vorschulpflichtigen Alter zur Vorbereitung 
auf den Besuch des Sonder- oder Volksschulunterrichts notwendig sind”).  
 
Abbau der Stellendotation 
Es ist im Konzept vorgesehen, dass 1 Vollzeitäquivalent (VZÄ) von 860 auf 1’500 Kinder erhöht 
wird. Schule&Elternhaus sieht hier einen Leistungsabbau. Auch wenn richtig ist, dass mit der 
Einführung des 2. Kindergartenjahres Kinder aus dem Kreis der Anspruchsberechtigten im Vor-
schulalter wegfallen, steht dies aber im Widerspruch  zu den Ausführungen auf Seite 18 des 
Konzeptes, wonach Heilpädagogische Früherziehung auch zwischen 4-6 Jahren als familienbe-
gleitenden Unterstützung angeboten werden soll. Die Erhöhung auf 1’500 muss also vor allem 
damit zu tun haben, dass ein Teil der Kinder aus dem Zuständigkeitsbereich der Heilpädagogi-
schen Früherziehung, zumindest aus deren Finanzierung durch die EKSD herausfällt. Es wird 
aus dem Konzept nicht ersichtlich, dass die Gesundheitsdirektion kompensierend die Kosten 
nach „Massgabe des Profils der betreuten Schüler (!)“ (S. 34) übernehmen wird. 
 
Abbau hinsichtlich des Anspruches auf Leistungen und hinsichtlich Spezialisierungsgra-
des der Fachpersonen gemäss Konkordat 
Das Konkordat spricht der Heilpädagogischen Früherziehung einen präventiven Auftrag zu. Die-
ser Auftrag bleibt in der Definition erhalten (S.10), wird aber in der konkreten Ausgestaltung aus 
dem Auftrag der Sonderpädagogik gestrichen und geht teilweise in das GSD über: “Bei der Er-
teilung von individualisierten Massnahmen für Kinder, deren Entwicklung aufgrund eines schwie-
rigen Familienumfeldes gefährdet ist, wird gemeinsam mit den Ämtern der GSD ein individueller 
Ablaufplan für die Familie erstellt (S. 24). Es darf aber nicht übersehen werden, dass Kinder mit 
Risikobelastung und die bereits Träger der Belastung sind (= entwicklungsgefährdete Kinder im 
Unterschied zu Kindern in Risikosituationen) gemäss Konkordat Anrecht auf sonderpädagogi-
sche Massnahmen haben, was ihnen im vorliegenden Konzept nicht mehr zugesichert ist.  
 
Im vorliegenden Konzept soll die Finanzierung nach Massgabe des Profils der betreuten Schüler 
(!) zwischen EKSD und GSD aufgeteilt werden (S. 34). Im Kapitel 13 (Finanzielle und personelle 
Auswirkungen) sind keine VZÄ im GSD vorgesehen, mit Ausnahme von 1.00 VZÄ mit Profil 



Fachmann/ Fachfrau Betreuung, der/die bei Einrichtungen zur Betreuung von  Kleinkindern oder 
bei Familien intervenieren wird (S. 40). Mit aller Wertschätzung für die Ausbildung zur FaBe, 
zum FaBe wird bei einem derartigen Vorschlag die Komplexität von Interventionen in einem 
schwierigen Familien- resp. sozialen Umfeld total verkannt. Gerade auch in solchen Situationen 
ist ein hoher Spezialisierungsgrad gefordert. 
  
 
3. Mangel an personellen und zeitlichen Ressourcen für integrative Lösungen 
 
Eltern sind nicht grundsätzlich gegen integrative Lösungen. Diese müssen aber echte Alternati-
ven zu separierenden Angeboten sein. Eltern befürchten, dass für die im Konzept formulierten 
integrativen Lösungen zu wenig personelle und zeitliche Ressourcen zur Verfügung stehen. El-
tern wollen nicht, dass ihre Kinder zum Spielball von Verteilkämpfen werden. 
 
Regelschule 
Eltern sollen also beim Erstellen des individuellen Förderplans und bei der regelmässigen Über-
prüfung und der Neubeurteilung der Situation des Schülers einbezogen werden. Schu-
le&Elternhaus begrüsst dies, bezweifelt aber, ob den Lehrpersonen sowie den SHP, welche den 
Schüler begleiten, genügend zeitliche Gefässe zur Verfügung stehen, um diese Kooperation zu 
realisieren. 
Schule&Elternhaus begrüsst die Gewichtung einer Stellendotierung mit einem Sozialindex. Un-
annehmbar ist,  dass erst im Falle eines IQ’s von < 50 +/- 5 zusätzliche Ressourcen beantragt 
werden können. Diese Vorgabe wird weder dem Kind noch allen anderen Kindern in der Schul-
klasse gerecht.  
 
Sekundarschule 
Der Integrationsgedanke scheint vor den Toren der OS Halt zu machen. Wie sonst wäre zu ver-
stehen, dass nur 1 SHP (1 VZÄ) auf 800 Schüler/-innen fällt.  Das wird wohl dazu führen, dass x 
Werkklassen eröffnet resp. Schüler/innen mit erhöhtem sonderpädagogischem Bedarf ausge-
sondert werden müssen.  
Die Organisation des Unterrichts auf Orientierungsstufe (System Fachlehrer) erschwert die Ko-
operation mit den Eltern, insofern sie überhaupt gewünscht wird, erheblich. 
 
Schuldienste 
Die Zusammenarbeit Schule&Elternhaus wird mit den pädagogisch-therapeutischen Fachperso-
nen am einfachsten einzulösen sein, bedingt aber, dass die Beratung der Eltern für diese als 
Arbeitszeit verrechnet werden kann. 
 
Sonderpädagogische Förderzentren 
Die geplanten Förderzentren gewährleisten die Einlösung eines hohen Spezialisierungsgrades 
und eine fachkompetente Beratung des Umfeldes. Allerdings werden dadurch mögliche Konflik-
te zwischen Fachpersonen vorprogrammiert, in deren Mitte sich die Eltern allenfalls wiederfin-
den. 
 
Ausserschulische Betreuung 
Die technische Assistenz ist für eine gelingende Integration notwendig. Ungeklärt ist, ob ein 
Kind, das auf Assistenz angewiesen ist, a) zur ausserschulischen Betreuung begleitet wird und 
b) überhaupt die ausserschulische Betreuungsstrukturen besuchen kann. Schliesslich stellt sich 
die Frage, ob schulische Infrastrukturen den besonderen Mobilitätsansprüchen genügen. 
 


